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Stellungnahme zum Anhörungsbericht des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 6. Juli 2012 zur Änderung des festgestellten Plans für den Umbau des Bahnknotens Stuttgart für den Planfeststellungsabschnitt 1.2 (Fildertunnel) :
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1.  Zusagen, Nebenbestimmungen und Vorschlag eines Widerrufsvorbehalts

1.1 Die wesentlichsten Zusagen der Vorhabenträgerin:

  S. 28  Nr. 5.1.8.1.1: zur Notwendigkeit und  Lage der Grundwassersperren und zur Grundwasserverträglichkeit der verwendeten Materialien , 
  S. 31 Nr. 5.2.1.1: zur Beweissicherung, 
  S. 32  Nr. 5.2.3.1: zu den Schall- und Erschütterungsemissionen, 
  S. 32 Nr. 5.2.1.1: zur Herstellung der Förderbandanlagen bereits zu Beginn der Vortriebsarbeiten, 
 S. 33 Nr. 5.2.6.1: zur Nutzung der städtischen Grünflächen und zu Handlungskonzepten für Problemszenarien , die offenbar in einer Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde v. 4.11.2011, die uns nicht vorliegt, genannt sind, sowie
 S. 33 Nr. 5.2.8 zu Ausführung und Rückbau der Wendekaverne, .

1.2 Die wesentlichsten Nebenbestimmungen:
 S. 29 Nr. 5.1.8.1.2: zu den Arbeitsschächten  und Injektionsringen , 
 S. 29 Nr. 5.1.8.2.2; unter Verweis auf Nebenbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses v. 19.8.2005 u.a.

- zu den Arbeitsschächten für Hebungsinjektionen mit Bohrpfählen,

- zum Ausschluss von Grundwasserlängsläufigkeiten entlang der Pfahlschäfte,

- zur (unzulässigen) Wasserhaltung für die Einrichtung der Bohrpfähle, 

- zur Herstellung der Bohrpfähle mit einwandfreiem Gerät und 

- zur genauen Führung von Bohrprotokollen, 
 S. 30 Nr. 5.1.8.3.2: unter Verweis auf Nebenbestimmungen des     Planfeststellungsbeschlusses v. 19.8.2005 

- zur Sicherheitsdrainage der in offener Bauweise zu erstellenden Bauabschnitte, 

- zum Voreinschnitt des Fildertunnels und

- zur Einleitung  von Grund- und Niederschlagwasser in den Hattenbach, 
 S. 32 Nr. 5.2.5.2: zur (unzulässigen) Erhöhung der Schadstoffemissionen am Nordportal und zur Vermeidung erhöhter Staubemissionen im Vergleich zur Spritzbauweise, 
 S. 33 Nr. 5.2.8.2, - 1. Spiegelstrich -: zur zwingenden Beachtung der im tunnelbautechnischen Gutachten
 gemachten Auflagen und Hinweise. Eine Spezifizierung dieser Auflagen und Hinweise ist dem Anhörungsbericht allerdings explizit nicht zu entnehmen, so dass darunter  offensichtlich die vollständige Verwirklichung aller aus dem Gutachten als zweckdienlich ersichtlichen Maßnahmen im Sinne „anerkannter Regeln der Technik“
 bei Durchführung des gesamten Vorhabens zu verstehen sind, und
 S. 34 Nr. 5.2.8.2: im Zusammenhang Hydro-Geologie und Wasserwirtschaft

- zum begleitenden Messprogramm beim Bau der Wendekaverne, 

- zur Feststellung des Verlaufs des Anhydritspiegels  und dessen Beachtung, 

- zur hydraulischen Trennung der Grundwasserstockwerke,

- zum Ringraummörtel zwischen Tübbingschale und Gebirge, 

- zur Ausführungsplanung bei der Herstellung der Dammringe, 

- zur Ausführungsplanung der Grundwasserhaltung beim Tunnelvortrieb, 

- zu den Vortrieb begleitenden Erkundungsmaßnahmen und 

- zur Minimierung der Grundwasserentnahme.

 1.3 Übernahme der Zusagen und Nebenbestimmungen in den Beschluss
Im Anhörungsbericht wird vorgeschlagen, diese Zusagen und Nebenbestimmungen in den Planfeststellungsbeschuss zu übernehmen
. Zur Begründung dieser Vorbehalte wird darauf hingewiesen, dass dies „der umfassenden Bewältigung der von dem Vorhaben aufgeworfenen Probleme dient“ und „mit Blick auf § 49 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG
 die jederzeitige Entscheidungsfähigkeit der Planfeststellungsbehörde für den Fall unvorhergesehener Probleme stärkt.“
.

Der erwähnte § 49 Abs. 2 Nr. 1 VwVfG sieht vor, dass ein Verwaltungsakt – und um eine solchen handelt es sich bei einem Planfeststellungsbeschluss – auch dann, wenn er rechtmäßig ergangen ist, ohne weitere Feststellungen widerrufen werden kann, „wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage verbunden ist und der Begünstigte diese nicht oder nicht innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat“.

Nach Vorschlag der Anhörungsbehörde soll somit das Eisenbahnbundesamt in die Lage versetzt werden, den Planfeststellungsbeschluss zu widerrufen, wenn die sich aus den Zusagen und Nebenbestimmungen ergebenden Auflagen von der Bahn nicht fristgerecht  durchgeführt werden. 

Alle Empfehlungen der Anhörungsbehörde zu den Zusagen und Nebenbestimmungen sind dringend erforderlich. Ihre Aufnahme in einen Beschluss wird daher ausdrücklich begrüßt. Ferner wird angeregt, die im tunnelbautechnischen Gutachten enthaltenen Auflagen konkret zu benennen. 
2. Planrechtfertigung

2.1 Städtebauliche Entwicklung statt Leistungsfähigkeit ?  

Im Anhörungsbericht wird ausgeführt:

„Die Planrechtfertigung scheitert nicht daran, dass die Planrechtfertigung für das gesamte Vorhaben . . . entfallen wäre. Die Planrechtfertigung für das Projekt Stuttgart 21 und die damit verbundene Aus- und Neubaustrecke Stuttgart – Ulm – Augsburg ist nach Auffassung der Anhörungsbehörde weiterhin gegeben. Selbst wenn der geplante Durchgangsbahnhof keine höhere Leistungsfähigkeit aufweisen sollte als ein umgebauter Kopfbahnhof, bleibt zur Planrechtfertigung doch die Anbindung des Flughafens und die städtebaulichen Entwicklungsmöglichkeiten der Landeshauptstadt Stuttgart durch das freiwerdende Gleisvorfeld des bestehenden Kopfbahnhofs , die verminderte Trennwirkung der innerstädtischen Bahnanlagen sowie die reduzierte Lärmbelastung im Stuttgarter Talkessel durch die künftig unterirdisch verkehrenden Züge.“
. 

Mit diesen Feststellungen wird die Planrechtfertigung von der verkehrstechnischen Leistungsfähigkeit des Projekts Stuttgart 21 gegenüber dem Kopfbahnhof, die die Vorhabenträgerin stets behauptet hat, zu einer städtebaulichen Entwicklung des freiwerdenden Gleisvorfelds verschoben. Die städtebauliche Entwicklung  soll offenbar das Projekt als Auffangposition auch für den Fall rechtfertigen, dass die zur Leistungsfähigkeit geltend gemachten verkehrstechnischen Vorteile nicht gegeben sind. 

Einer städtebaulichen Entwicklung des freiwerdenden Gleisvorfelds steht jedoch entgegen,  dass die Stilllegung  des Gleisvorfelds durch das Eisenbahn-Bundesamt genehmigt werden muss. Voraussetzung dafür ist, dass „Verhandlungen mit Dritten, denen ein Angebot für die Übernahme der Infrastruktureinrichtung durch Verkauf oder Verpachtung zu in diesem Bereich üblichen Bedingungen gemacht wurde, erfolglos geblieben sind.“
. Eine solche Genehmigung der Stilllegung ist jedoch zur Zeit, soweit bekannt,  nicht beantragt ; es ist auch nicht bekannt, ob ein solcher Antrag beabsichtigt ist. Allerdings hat jetzt die Stuttgarter Netz AG (SNAG) beim Verwaltungsgericht Stuttgart Klage gegen das Eisenbahn-Bundesamt mit dem Ziel eingereicht , sofort ein Planfeststellungsverfahren zur Stilllegung durchzuführen
.

Der Hinweis im Anhörungsbericht auf die Planrechtfertigung mit städtebaulichen Entwicklungsmöglichkeiten bestätigt die öffentliche Diskussion der letzten Monate zur Leistungsfähigkeit des Durchgangsbahnhofs. Letztere hat gezeigt, dass die Leistungsfähigkeit des geplanten Tiefbahnhofs S21 geringer ist als die des  derzeitigen Kopfbahnhofs und hat keine Erweiterungsmöglichkeiten
. Auch ist bei allen Überlegungen zur Leistungsfähigkeit des geplanten Tiefbahnhofs ein noch zu erstellendes Rettungskonzept für die insgesamt 62 km Tunnel im Stuttgarter Stadtbereich und die dadurch bedingte Leistungsbeschränkung noch nicht berücksichtigt. Diese Leistungsbeschränkung ist beachtlich.

Ausgehend von der derzeitigen Leistungsfähigkeit des Kopfbahnhofs ist der geplante Tiefbahnhof als Rückbau der vorhandenen Eisenbahninfrastruktureinrichtung  anzusehen. Das Eisenbahn-Bundesamt muss daher prüfen, ob, soweit der oberirdische derzeitige Kopfbahnhof (einschließlich Gleisvorfeld) abgebaut wird, S21 nicht auch noch nach 11 Abs. 1 Satz 2 des Allgemeinen Eisenbahngesetzes zu genehmigen ist. Der Hinweis im Planfeststellungsbeschluss zum  PFA 1.1. v. 28.01.2005, dass es nicht um die Stilllegung einer Bahnanlage, sondern um deren Umbau und Anpassung handle
, ist durch die genannten  neueren Entwicklungen zur Leistungsfähigkeit überholt. 

Das Argument „städtebauliche Entwicklung“ zur Planrechtfertigung kann daher nicht überzeugen.
2.2 Ein „vorläufiges positives Gesamturteil“ ist nicht mehr gegeben. Aussetzung  des Änderungsantrags zu PFA 1.2
Die Aufteilung eines Planes in mehrere Abschnitte, so wie hier des Projekts S21, in die Abschnitte 1.1 bis 1.6b, setzt für den gesamten Plan ein vorläufiges positives Gesamturteil voraus. Davon ist in Anbetracht der Entwicklungen der letzten Monate nicht mehr auszugehen.

2.2.1 Antrag auf Planfeststellung zu Abschnitt 1.3(Flughafen) erst in 2012 gestellt
Ein Antrag  auf Planfeststellung des Abschnitts 1.3 (Flughafenbereich, Filderbahnhof, Flughafentunnel, Rohrer Kurve) wurde erst im Januar dieses Jahres gestellt
. Dies ist – mehr als 10 Jahre nach Stellung des Antrags für den Abschnitt 1.1. (Talquerung) - an sich schon ein außergewöhnlicher Umstand, der nur so interpretiert werden kann, dass der Genehmigung große Schwierigkeiten entgegen stehen. Dies hat die öffentliche Diskussion während des sog. Filderdialogs (16.6. bis 13.7.2012) zur Trassenführung, zur Lärmbelästigung, zum Mischverkehr mit zwei S-Bahn-Linien und der dadurch gegebenen Gefahr des gegenseitigen Aufschaukelns von Verspätungen, eindrucksvoll bestätigt.

Die Trassenführung auf den Fildern (Bereich1.3) ist schließlich erst vor kurzem zwischen den Projektpartnern erneut strittig geworden. Die Vorhabenträgerin erwägt, den Planfeststellungsantrag 1.3. jetzt, also kurz nachdem er eingereicht wurde,  in einen Abschnitt 1.3a (Strecke zwischen Ostfildern und Echterdinger Ei) und einen Abschnitt 1.3b (unterirdischer Ringverkehr samt Fernbahnhof) zu teilen. Außerdem wird  zwischen den Projektpartnern über einen  Fern- und Regionalzughalt in Vaihingen und den Verlauf der sog. Gäubahn diskutiert
. Ferner sind sich die Projektpartner auch noch nicht darüber einig, wer die Mehrkosten dieser Änderungen trägt
. Es geht dabei auch um die grundsätzliche Frage des sog. „Kostendeckels“, dessen Anhebung ein höchst umstrittenes Politikum ist. 

Daraus folgt, dass der derzeitige Planungsstand , die Genehmigungsfähigkeit und die Finanzierung des Abschnitts 1.3 nicht sicher sind.

2.2.2 Antrag auf Planfeststellung des Abschnitts 1.6b noch im Verfahren

2.2.2.1  Artenschutz
Auch der  am 07.12.2009 gestellte Antrag auf Planfeststellung des Abschnitts 1.6b (Abstellbahnhof Untertürkheim) ist noch im Verfahren. Auch hier legt die Dauer des Verfahrens die Vermutung nahe,  dass es große Schwierigkeit  gibt, die nicht zu überwinden sind. Soweit bekannt, liegt das unter Anderem unter Anderem an bis jetzt ungelösten Problemen des Artenschutzes.

2.2.2.2  Lärmschutz

Ein weiteres ungelöstes Problem im Bereich 1.6b ist ganz offensichtlich der Lärmschutz. Illustriert wird dies durch eine erst kürzlich bekannt gewordene Verbotsverfügung des Amts für öffentliche Ordnung der Stadt Stuttgart v. 09.09.2012
 aus folgendem Grund: In Stuttgart-Untertürkheim
 war für die Morgenstunden des 09.09.2012 eine  Lärmsimulation mit einer Schallemissionsleistung von bis zu 107 db(A) und 30 bis 40 Warntönen pro Minute geplant, d.h.  in der Art, wie sie sich bei Realisierung  des Projekts S 21  im 24-Stunden-Betrieb, d.h. als Dauerbeschallung,  ergeben wird. Begründet wurde das Verbot damit, dass der für die Nachtzeit geltende Immissionsrichtwert  45 db (A) überschritten und das Ruhebedürfnis der Anwohner daher durch diese Demonstration in unzulässiger Weise  gestört würde. Zudem seien die thematisierten Abläufe des späteren Betriebs noch nicht genehmigt. Sobald diese erfolgt sei, stehe den Betroffenen der Rechtsweg offen. Mit dieser Verfügung bestätigt die Stadt Stuttgart, dass der Lärmpegel, der bei Umsetzung des Projekts S21 rund um die Uhr gegeben sein wird, gegen die geltenden Lärmschutzbestimmungen verstößt!

2.2.3 Relevanz der 7. Planänderung zu 1.1, 1.5 und 1.6a für Abschnitt 1.2
2.2.3.1 Die Grundwasserabsaugung erstreckt sich in den Bereich 1.2
Der am 10. 9. 2012 ausgelegte 7. Änderungsantrag für das Grundwassermanagement in den Abschnitten 1.1 (Talquerung), 1.5 (Zuführung Feuerbach, Bad Cannstatt, S-Bahn-Anbindung) und 1.6a (Zuführung Ober-/Untertürkheim) beeinflusst  unmittelbar auch den Abschnitt 1.2, um den es im vorliegenden Verfahren geht, da die auf mehr als das Doppelte (von 3,2 auf 6,8 Milliarden Liter) erhöhte Absaugung des Grundwassers und dessen Reinfiltration bisher noch nicht ausreichend untersuchte Gefahren im Kernerviertel (Kernerstraße, Schützenstraße, Sängerstraße, Gerokstraße, Wagenburgstraße, Eugensplatz, Diemershalde, Sonnenbergstraße, Gänsheide) mit sich bringt. Andere Bereiche (z.B. Killesberg, Bad Cannstatt) sind wegen der Einflüsse der Grundwasserabsaugung auf die Mineralquellen ebenfalls betroffen. 

Im Einzelnen ist auf Folgendes hinzuweisen:

2.2.3.2  Veränderung der Bodenfestigkeit durch Absaugung des Grundwassers 
Die Trichter, die sich als Folge der Absaugung einer gegenüber der ursprünglichen Planung auf das Doppelte erhöhten Menge des Grundwassers ergeben werden, bringen potentiell die Gefahr mit sich, dass sich die Austrocknung des Untergrunds, die ja der Zweck der Absaugung ist,  bis in den Hangfuß des an das Tal angrenzenden Hangs erstreckt. Dadurch wird dort die Festigkeit des Bodens verändert. 

Ein durch die Absaugung  hervorgerufener Grundwasserstrom kann eine Auslaugung des noch unausgelaugten Gipskeupers und somit eine Karstbildung im Hang zur Folge haben. 

Sowohl eine Veränderung der Festigkeit, als auch eine Karstbildung (Bildung von porösem und/oder Hohlräumen versehene Gesteinsformationen) durch Auslaugung können Setzungen des Geländes bewirken , die dann Hangrutschungen oder Risse in den Häusern hervorrufen können. Hierzu enthält der 7. Planänderungsantrag keine Feststellungen. Eine grundlegende Untersuchung, die diese Gefahr ausschließt, ist  jedoch dringend erforderlich.

2.2.3.3 Hangrutschungen durch Reinfiltration des abgesaugten Grundwassers
Es ist ferner keineswegs auszuschließen, dass die Reinfiltration des Grundwassers am Hang durch Veränderung der Reibung zwischen verschiedenen Schichten Ablösungen schichtartiger Flächenabschnitte und damit  Hangrutschungen auslöst.

Die hierzu von der ARGE Wasser.Umwelt.Geotechnik  vorgelegte „Analytische Beschreibung der grundwasserneubildungsabhängigen Grundwasserandrangsraten“ vom 29.3.2012
 berichtet über Unzulänglichkeiten früherer Prognoserechnungen, dazu geführte Aufklärungsgespräche und Vorschläge zur Bewältigung der Problematik der verwendeten Grundwassermodelle . Im Anschluss daran  wird ein Prüfungsablauf entwickelt.  

Das ist nicht ausreichend. Es wird weder dargestellt, welche Grundwasserandrangsraten tatsächlich erwartet werden und tolerierbar sind, noch wie auf einen zu hohen Grundwasserandrang zu reagieren ist. 

Schließlich ist die Funktion der Reinfiltration unklar. Sie soll zur Kompensation der Grundwasserentnahmen
, zur Stützung des Grundwasserspiegels und zur Minimierung des Absenktrichters der offenen Baugruben dienen,  erfolgt jedoch in den Bochinger Horizont
, also in eine „überwiegend gespannte“
 Schicht mit einem äußerst geringen Durchlässigkeitsbeiwert, so dass ein Rückfluss  von dem jeweiligen Infiltrationsbrunnen auf dem Weg durch den Bochinger Horizont in den Bereich der Baugrube höchst und somit auch ein Kreislauf des abgepumpten und dann reinfiltrierten Wassers unplausibel ist.

Außerdem werden keine Angaben zu den Infiltrationsmengen  an den einzelnen Brunnen gemacht.

2.2.3.4  Problemszenarien?
Der Anhörungsbericht v. 6.7.2012 zu PFA 1.2 enthält die Zusage, Handlungskonzepte für die in einer Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde vom 4. 11. 2011 aufgeführten Problemszenarien auszuarbeiten und der Unteren Wasserbehörde sowie dem Eisenbahn-Bundesamt vorzulegen
.

Bei der Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Technik des Gemeinderats der Stadt Stuttgart  am 26.06.2012 erwähnte der Bahngutachter  Dipl.-Geol. Dr. T. Westhoff im Rahmen seiner Ausführungen zum neu entwickelten Grundwassermodell („instationäres“ Grundwassermodell) auf Nachfrage, er habe „zwei Leitzordner“ mit Problemszenarien einschließlich ggf. zu treffender Maßnahmen zu ihrer Behebung. Er nannte auch Beispiele und sagt die Veröffentlichung dieser Unterlagen mit dem Planänderungsantrag zu 1.1 zu. Sie wurdenjedoch trotz dieser Zusage bis jetzt nicht veröffentlicht.
Die vorhandenen Gutachten und Untersuchungen, die im Rahmen der Vorbereitung des 7. Änderungsantrages zum PFA 1.1 gemacht wurden, insbesondere die Stellungnahme der Unteren Wasserbehörde vom 4. 11. 2011,und die von Herrn Dr. Westhoff am 26.6.2012  erwähnten Problemszenarien, sowie das „neue“ Grundwassermodell müssen umgehend veröffentlicht werden. 

2.2.3.5   Hangstabilität
Die zur Hangstabilität vorgelegte vierseitige gutachterliche Stellungnahme der WBI Prof. Dr.-Ing. W. Wittke Beratende Ingenieure für GRUNDBAU UND FELSBAU GmbH vom 8.3.2012
  zur „Auswirkung der verstärkten Infiltration auf die Hangstabilität“  enthält nur abschließende Feststellungen keine Bezugnahme auf eine nachprüfbare Datenbasis mit einer darauf aufbauenden Erläuterung, die es erlauben würden, die Schlussfolgerung, dass „infolge verstärkter Infiltration keine negativen Auswirkungen auf die Hangstabilität zu erwarten“ sind, auch nur in groben Zügen nachzuvollziehen.  Die aus der einschlägigen  Literatur, sogar soweit sie zitiert wird, ausführlich diskutierte Risiken dieses Hangs werden nicht erörtert
 . 

Bereits der Anhörungsbericht zu PFA 1.2 mit den auf eine laufende Kontrolle des laufende Vortriebs beim Tunnelbau
  abzielenden Nebenbestimmungen bringt deutlich eine gewisse Vorsicht zum Ausdruck, die aber die Problematik der Hangrutschungen im Zusammenhang mit dem Änderungsantrag  zu PFA 1.1 nicht zum Thema macht. 

An die Auslösung einer Schlammlawine in Stuttgart-Kaltental durch einen Rohrbruch
, der Baustopp beim Kramertunnel bei Garmisch oder des Tunnels in Cochem
 infolge des Auftreffens der Tunnelbauarbeiten auf einen Bergsturzbereich, d.h. einer lockeren Geröll- und Sandschicht, sei in diesem Zusammenhang erinnert. Auch im Kernerviertel sind Sekundäreffekte, also Setzungen oder Hangrutschungen durch Rohrbrüche, die ihrerseits durch die Absaugung und/oder die Refiltration verursacht wurden, nicht auszuschließen. 

Es ist daher dringend erforderlich, die Gefahren für den Hang des Kernerviertels, die infolge von Senkungen und Hangrutschungen bei Umsetzung des geplanten Grundwassermanagements bestehen, durch ein wissenschaftlich fundiertes Gutachten untersuchen zu lassen. 

2.2.3.6 Bohrloch 203?
Die oben erwähnte Stellungnahme der WBI Prof. Dr.-Ing. W. Wittke Beratende Ingenieure für GRUNDBAU UND FELSBAU GmbH ist außerdem recht oberflächlich. Das zeigt sich deutlich an einem bemerkenswerten Detail: Die Schlussfolgerung, dass „eine Verschlechterung der bodenmechanischen Schichten . . . infolge der Infiltration nicht auftritt“ 
 wird u.a. daraus abgeleitet, dass die aufgehöhten Wasserstände der „Infiltrationsbrunnen 28 bis 32, 201, 292, 202 und 204“ allenfalls die Höhenlage des Hangfußes erreichen
. Eine Lücke in der Zahlenfolge fällt jedoch auf und erinnert an das Bohrloch 203, das sich in unmittelbarer Nähe zur Nordröhre des Fildertunnels
 befand und bei dessen Bohrung es 2009 zu einem Spülwasseraustritt von insgesamt 200.000 Litern kam, deren Verbleib bis heute nicht geklärt werden konnte. Dazu erklärte dann der Baubürgermeister Hahn, diese Bohrstelle sei dauerhaft stillgelegt worden, weil die Gefahr eines Hangrutsches infolge einer Unterspülung nicht auszuschließen gewesen sei
. Ein Teil des verschwundenen Spülwassers – soviel wurde bekannt – trat an der Mauer und der Treppe des Hauses Werastr. 26 aus. Die über 100 Jahre alte Treppe wurde instabil und deshalb 2012 abgerissen. Der Erdboden hinter der Natursteinmauer und der abgerissenen Treppe war reiner Matsch. Die Treppe wurde saniert. An der Natursteinmauer bildeten sich nach wie vor durch das Wasser und das nasse Erdreich weiße Ausblühungen, die  nach mehreren Reinigungsversuchen innerhalb von 14 Tagen erneut auftraten. Außerdem wurde bekannt, dass noch weitere Bohrungen im Rahmen der Bohrkampagne 2008 im PFA 1.1 bis zur PF-Grenze 1.2/1.6a durchgeführt wurden. Insgesamt waren 115 Bohrungen geplant
 . 

Ferner wurde bekannt, dass am Eugensplatz , der zum Kernerviertel gehört, im Jahre 2009 zwei Geothermie-Probebohrungen mangels stabiler Verhältnisse im Untergrund abgebrochen werden mussten. Man muss dabei bedenken, dass der Durchmesser einer Probebohrung ca. 10 cm beträgt, der Tunnel jedoch mit einem Durchmesser von ca. 13 m gebohrt wird. Die Wahrscheinlichkeit des Auftreffens auf Hohlräume, Wasseradern beim Bohrfortschritt und die Gefahr eines Kontakts mit empfindlichen Schichten und Wasseradern ist entsprechend höher. Der Bahn-Gutachter Dipl.-Geologe Dr. T. Westhoff machte im umwelttechnischen Ausschuss des Gemeinderats am 26.6.2012 dazu die bemerkenswerte  Aussage „Genau werden wir das erst wissen, wenn wir das gebaut haben“.  Das ist wohl wahr. Ein derartiges Risiko kann man eingehen, wenn man eine Garage baut, aber nicht beim Bau eines Tiefbahnhofs mit insgesamt 62 km anschließenden Tunneln!

Die Ergebnisse der erwähnten Bohrungen, insbesondere, soweit sie für die hier angesprochen Problematik relevant sein könnten, die betreffenden Risikoabschätzungen, Bohr-Protokolle und Gefahrenabwehrmaßnahmen müssen zur Information der Öffentlichkeit unbedingt  veröffentlicht werden. 

Die Auslassung dieser Erkundungsmaßnahmen im vorliegenden Zusammenhang zeigt, wie unvollständig und daher unzuverlässig die Schilderung der tatsächlich vorliegenden Erkenntnisse in der o.g.  Stellungnahme ist. 

Eine Information der Allgemeinheit und der Betroffenen über Sicherheit des Baugrunds für das Projekt S 21 in diesem Bereich ist  daher unvollständig. Ein gründliches hydro-geologisches Gutachten, das Setzungen und Hangrutchungen definitiv ausschließt,  ist daher dringend erforderlich.
2.2.3.7 Folgerungen
2.2.3.7.1 Für den 7. Planänderungsantrag zu PFA 1.1
Im Anhörungsbericht v. 6.7.2012 ist die vorstehend angesprochene Erhöhung der abzupumpenden Grundwassermenge nach der 7. Planänderung zu PFA 1.1, obwohl offenbar schon bekannt, nicht thematisiert worden. Allerdings wurde, wie bereits erwähnt, auf die  im tunnelbautechnischen Gutachten
 enthaltenen Auflagen verwiesen , so u.a. darauf,  dass es wichtig sei „vorauseilende Erkundungen mit Hilfe von Voll- und Kernbohrungen sowohl durch den Schild, als auch durch den Bohrkopf der Tunnelvortriebsmaschine zu ermöglichen. . . Die Anhörungsbehörde empfiehlt dem Eisenbahn-Bundesamt, alle im tunnelbautechnischen Gutachten Auflagen und Hinweise in die Nebenbestimmungen aufzunehmen, so dass im Ergebnis davon ausgegangen werden kann, dass etwaige Problemzonen rechtzeitig erkannt werden können.“ Dieser Hinweis bestätigt – in Zusammenschau mit den eingangs erwähnten Zusagen und Nebenbestimmungen -  die hier ausformulierten Bedenken gegen die beantragte Planänderung.

Die Feststellung im Anhörungsbericht

„Darauf, dass der Umbau des Hauptbahnhofs ohne die Genehmigung zur erhöhten Grundwasserhaltung nicht realisierbar und deshalb die Planrechtfertigung für das Gesamtvorhaben in Frage gestellt sein könnte, liegen der Anhörungsbehörde keine Hinweise vor“ (S. 23/24)

kann aus den vorstehend dargelegten Gründen für den nunmehr vom Eisenbahn-Bundesamt zu fassenden Beschluss über den Planfeststellungs-Änderungsantrag zu PFA 1.1. nicht mehr maßgebend sein. Hinweise gibt es genug.

Im Ergebnis ist  vielmehr davon auszugehen, dass der 7. Änderungsantrag zu PFA 1.1  nicht genehmigungsfähig ist.

2.2.3.7.2 Zum Planänderungsantrag zu PFA 1.2
Die im Planfeststellungs-Änderungsantrag zu PFA 1.1. beantragten Maßnahmen beeinflussen auch, wie oben dargelegt, den Planfeststellungsabschnitt 1.2. Wegen der geschilderten Relevanz des 7. Änderungsantrags zu Abschnitt 1.1 auch für den Abschnitt 1.2  kann über diesen daher nicht ohne vorherige abschließende Beurteilung des 7. Änderungsantrags zur Planfeststellung zu PFA 1.1 entschieden werden.

Für den Änderungsantrag zu PFA 1.1 kann daher die im Anhörungsbericht vom 6. Juli 2012 getroffene Feststellung , dass bei Zurückweisung des 7. Änderungsantrags  der „Planfeststellungsbeschluss aus dem Jahr 2005 unverändert bestehen (bleibt)“
, nicht greifen, da, wie im Planänderungsantrag ausdrücklich ausgeführt ist, sich die „Notwendigkeit, die Aufbereitungskapazität im PFA 1.1 zu erhöhen“ aus den 
 neuen Fakten zur Schichtlagerung und den hydrogeologischen Kennwerten, 
 den neuen Erkenntnissen zum hydrogeologischen Systemmodell, 
 den neu durchgeführten  Prognoserechnungen, und 
 den Änderungen der möglichen hydrologiebedingten Mehrwasserraten

zwingend ergibt
. 

Daraus folgt unmittelbar, das der vorliegende Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 ohne die jetzt beantragten Änderungen „an einem besonders schweren Fehler leidet und dies . . . offensichtlich ist.“. Ohne die beantragten Änderungen wäre er daher gemäß § 44 Verwaltungsverfahrensgesetz
 nichtig.

Wegen dieser Mängel des derzeitig geltenden Planfeststellungsbeschlusses für den PFA 1.1 vom 28.01.2005 und der Nicht-Genehmigungsfähigkeit der beantragten 7. Planänderung dazu fehlt es zur Zeit an einem vorläufigen positiven Gesamturteil für das gesamte Projekt. 

Es ist daher erforderlich, die Entscheidung über die  Planänderung zu PFA 1.2 bis zur Entscheidung über die 7. Planänderung zu PFA 1.1 auszusetzen. 

3. Wendekaverne

3.1. Unvollständigkeit der Planung

Bezüglich der Wendekaverne, zu der die beiden in den ausgelegten Unterlagen zur Änderung des PFB zu 1,2 noch vorgesehenen Montagkavernen „modifiziert“
 sind, sind  offenbar wichtige Einzelheiten offenbar noch nicht bekannt:

Die Zusage der Vorhabenträgerin ,
 „die Planungen zur Ausführung und zum späteren Rückbau der Wendekaverne mit der unteren Wasserbehörde und dem Eisenbahn-Bundesamt abzustimmen“
, sowie

die vorgesehene Nebenbestimmung, dass 
 „die genaue Lage der Wendekaverne erst im Zuge des Vortriebs festzulegen (ist), nachdem der tatsächliche Verlauf des Anhydritspiegels zweifelsfrei feststeht“
 , 

sowie die Aussage im Anhörungsbericht, dass zur erforderlichen Grundwasserhaltung  im Falle des Einsatzes einer Tunnelvortriebsmaschine 
 „genauere Angaben  . . . der Anhörungsbehörde nicht vor(liegen)“
 ,

zeigen, dass der derzeitige Planungsstand unvollständig  und aus diesem Grund auch nicht genehmigungsfähig ist. 

Das implizierte Eingeständnis, dass der Verlauf des Anhydritspiegels noch nicht zweifelfrei feststeht, ist bei der Bedeutung dieser geologischen Gegebenheit für die Stabilität des gesamten Vorhabens schlicht unverständlich. Dieser Hinweis der Anhörungsbehörde darf vom Eisenbahn-Bundesamt unter keinen Umständen übergangen werden .

Diese Mängel sind im weiteren Verfahren zu klären. Vorher kann eine Genehmigung nicht erteilt werden. Das Quellen des Anhydrits beim Kontakt mit Wasser gleich welchen Ursprungs während der Bohrarbeiten ist ist das absolute KO-Kriterium für das gesamte Vorhaben!

Verschiedene im Anhörungsbericht erwähnte Gutachten, so zur Standsicherheit, zu den Verformungen der Kaverne und den Einwirkungen auf den darüber liegenden Wagenburgtunnel
 stehen der Öffentlichkeit nicht zur Verfügung. 

Diese Gutachten müssen der Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden.
3.2  Die Wendekaverne bleibt die Schwachstelle des Fildertunnels 

Die Wendekaverne ist trotz der erfolgten Volumenverringerung (von 2 mal Länge 30m, Breite 29m und Höhe 18m auf  insgesamt Länge 85 m, Breite 11,60m und Höhe 12,85m) immer noch eine kritische Schwachstelle des gesamten Tunnelabschnitts 1.2, insbesondere da sie in vertikaler Projektion  sehr nahe an der steilen Mauer liegt, die die Haußmannstraße an der dem Talkessel zugewandten Seite stützt. Die Haußmannstraße weist auf der dieser Abstützung zugewandten Seite bereits heute deutlich erkennbare Risse und Setzungen parallel zur Straße auf. Der Hang ist außerdem an dieser Stelle bereits durch den Wagenburgtunnel geschwächt. Es handelt sich also um einen besonders gefährdeten Bereich. Darauf, dass am nahe gelegenen Eugensplatz (Beginn der Haußmannstraße) Geothermie-Probeborungen wegen des Auftreffens auf instabiles Gestein im Jahre 2006 abgebrochen werden mussten, wurde oben bereits hingewiesen. Auch im Anhörungsbericht  sind verschiedene Nebenbestimmungen enthalten
, die auf die Empfindlichkeit dieses Teils des Hangs zum Talkessel abgestimmt sind, insbesondere im Hinblick auf die bereits mehrfach erwähnte Gefahr des Wasserzutritts zum unausgelaugten Gipskeuper-Anhydrit, die Austrocknung des Bodens durch das (nunmehr auf mehr als Doppelte erhöhte) Abpumpen des Grundwasser und dadurch verursachte Setzungen, sowie durch eine Reinfiltration verursachte Hangrutschungen. 

Daher wird an dieser Stelle die bereits oben gemachte Forderung zu wiederholt, diese Gefahren durch ein gründliches hydro-geologisches Gutachten untersuchen zu lassen, das auf einer nachprüfbaren Datenbasis und nachvollziehbaren Ableitungen beruht. Dass die vom Büro WBI vorgelegte gutachterliche Stellungnahme diesen Anforderungen nicht genügt, wurde bereits oben erläutert
. 
4. Die Sicherheit des Tunnels
4.1 Entfluchtung
Der Anhörungsbericht geht davon aus, dass eine Neubewertung des bestehenden Brandschutz- und Rettungskonzept in diesem Änderungsverfahren nicht vorzunehmen sei
. Dies erscheint in Anbetracht der tatsächlichen Gegebenheiten unverständlich. Es ist auch in hohem Maße inkonsequent, weil die vorliegende Planänderung ja gerade mit der Einführung der Europäischen Richtlinie TSI-SRT (Technische Spezifikation für die Interoperabilität – Safety in Railway Tunnels), also einer Sicherheitsvorschrift und einer  damit herbeizuführenden erheblichen Verbesserung des Rettungskonzepts begründet wird
. 

Die Ereignisszenarien des  Planfeststellungsbeschlusses zum PFA 1.2 (Fildertunnel) vom 19.08.2005 betrachten u.a. den Fall, dass ein brennender Zug mit einer  Wärmefreisetzung von 25 MW im Tunnel zum Stillstand kommt
. Das bedeutet, dass für eine Rettung in Höhe von mindestens drei Metern über dem Boden unter dem aufsteigenden Rauch über die Länge des Flucht- oder Rettungswegs (also bis zum nächsten Rettungsstollen („Querschlag“, durch den man in die parallele Tunnelröhre gelangt) noch  ein raucharmer Bereich verbleiben muss, um Vergiftungen der Reisenden, die den Zug verlassen, durch den beim Brand entstehenden hochgiftigen Rauch zu vermeiden.

Der Planfeststellungsbeschluss zu PFA 1.2 v. 19.08.2005 führt jedoch aus,für die Tunnelstrecke reiche es aus, am Südkopf und in den Tunneln Rauchabschlusstore vorzusehen, um die von dem am Südkopf vorgesehenen Schwallbauwerk erzeugte Luftströmung gezielt im Tunnelsystem lenken zu können. Eine Entrauchung sei nicht gefordert
. 

Man verzichtet also auf eine weitere Entrauchungsmaßnahmen, obwohl gerade eine vom Schwallbauwerk erzeugte Strömung bergaufwärts
, die von den von nach oben strömenden heißen Verbrennungsgasen unterstützt wird, die Gefahr mit sich bringt, dass die giftigen Verbrennungsgase bergaufwärts zum nächsten Querstollen laufende Reisende einholen.

Als 
Anlage 1

überreichen wir hierzu ein von Herrn Dipl.-Ing. Wolfgang Jakubeit im Auftrag der Ingenieure 22
 erstattetes Gutachten zur Dauer der Entfluchtung eines Zuges im Falle eines Havarie  im Fildertunnel durch Entgleisung, bei der die Lok bzw. der Triebwagen einen Rettungsstollen (Querschlag) z.B. durch einen Brand blockiert, so dass sich die Reisenden zu Fuß bergaufwärts retten müssen.

Dieses Gutachten zeigt, dass eine Evakuierung der Reisenden aus dem Zug unter den angegebenen Randbedingungen mindestens 33 Minuten in Anspruch nimmt.
Eine weitere Untersuchung, die noch nicht abgeschlossen ist, soll zeigen, in welcher Zeit der bei einem Brand entstehende giftige Rauch sich ebenfalls bergaufwärts so ausbreitet, dass er die sich rettenden Reisenden erreicht und sich dabei soweit  abgesenkt hat, dass Lebensgefahr besteht.Die Ergebnisse dieser Untersuchung werden wir zu gegebener Zeit nachreichen. 

Auf das Problem, ob  es richtig ist, nicht die Strecke vom Filderportal bis zum  Rosensteinpark als einen Tunnel mit einer Länge von14,85 km anzusehen, also nahe dem Wert (15 km), der für die Notwendigkeit einer Entrauchungsanlage maßgebend ist, oder ob nicht hier von einem „sehr langen“ Tunnel auszugehen ist, für den besondere Entrauchungsmaßnahmen (Absaugschächte, Gebläse) vorzusehen sind, ist  hinzuweisen
.

4.2  Entrauchungskonzept
 Auch die Anhörungsbehörde hat hinsichtlich der Sicherheit schwere Bedenken geäußert. Sie  werden im Anhörungsbericht wie folgt deutlich geschildert: 


„Ausgehend von der Erkenntnis, dass eine Eisenbahnstrecke in Tunnellage im Havariefall mit höheren Risiken verbunden ist als eine oberirdisch verlaufende Strecke, spricht einiges dafür, dass die Tunnelsicherheit durch veränderte  Maßnahmen der Entrauchung, der Löschwasserversorgung oder auch durch einen noch kürzeren Abstand der Verbindungsbauwerke weiter erhöht werden könnte. Das maximal Mögliche kann aber von der Vorhabenträgerin nicht gefordert werden. Wie bei allen Entscheidungen zu Sicherheitsmaßnahmen muss auch hier eine Abwägung zwischen  dem wirtschaftlich Zumutbaren und dem Schadensereignis stattfinden, wobei letzteres anhand der Schadensintensität und der Eintrittswahrscheinlichkeit zu beurteilen ist. Wenn im Havariefall ein brennender Zug im Tunnel liegen bleibt oder ein im Tunnel entgleister Zug in Brand gerät, muss mit einer hohen Schadensintensität gerechnet werden. Dem steht eine nur sehr geringe Eintrittswahrscheinlichkeit gegenüber.“

Das Brandschutzkonzept der Vorhabenträgerin berücksichtigt diesen ausdrücklich erwähnten Havariefall also nicht ! Vielmehr „sieht(es) für alle Tunnelstrecken vor, dass ein in Brand geratener Zug keinesfalls im Tunnel anhält“
.  Diese Nicht-Berücksichtigung des genannte Havariefalles ist in hohem Grade fahrlässig. Er wird allein mit einer „sehr geringen Eintrittswahrscheinlichkeit“  abgetan.

Zugbrände sind jedoch keineswegs so selten, wie die Deutsche Bahn AG als Vorhabensträgerin von S-21 es immer wieder glauben machen will. Allein im vergangenen Juni 2012 gab es drei Brandfälle! Im Durchschnitt kommt es im Reisezugverkehr der DB etwa monatlich zu einem Brandereignis, wie die nachfolgende Zusammenstellung für das Jahr 2011 zeigt
:

Brandereignisse bei Reisezügen der DB in 2011:

· 25.1.2011: HBF Mannheim: ICE-Triebkopf brennt nach Explosion eines Stromrichters mit 2.800 V.

· 8.2.2011: Suttgart-Feuerbach: Achsgestell S-Bahn brennt – vor Einfahrt in Tunnel!

· 26.4.2011: HBF Stuttgart: Rauch aus Diesellok, E-Schalter war überhitzt. 

· 15.5.2011: ICE Würzburg-Frankfurt fängt zwischen Lohr und Partenstein Feuer,              2 Stunden Zug-Verspätung.

· 6.6.2011: IRE Stuttgart-Karlsruhe: Drehgestell brennt; starker Rauch

· 26.7.2011: BHF Berlin-Ost 6 Stunden gesperrt u. geräumt wg. Brand E-Lok Regionalzug m. starker Rauchentwicklung; Bahnverkehr stundenlang lahmgelegt.

· 27.7.2011: Tübingen: Regionalzug brennt aus.

· 22.8.2011: Feuer im Nachtzug HH-Zürich  bei Freiburg.

· 11.9.2011: Heidelberg: Brand im ICE von HH nach Stuttgart.

· 4.11.2011: Brand im IC  Kassel-Göttingen,  4 Verletzte

Die Wahrscheinlichkeit eines Zugbrands in einem der geplanten Tunnel von S-21 ist also keineswegs vernachlässigbar
. Dessen ist man sich bei der Bahn wohl auch bewusst. So hat denn auch ein Vertreter der Bahn, Herr Lutz, beim Erörterungstermin am 30.1.2012 eingeräumt, dass „ein solches Ereignis niemand ausschließen“ könne
.

Die Tunelbrände im Jahre 2012 sind auf S. 13 des Gutachten Anlage 1 aufgelistet.

Außerdem sind die räumlichen Voraussetzungen zur Selbstrettung im Fildertunnel denkbar ungünstig., und zwar wegen des geringen Abstand (ca. 80 cm)zwischen Zug und Tunnelwand einerseits und der  großen Höhedifferenz (ca. 1m) von der Türunterkante eines ICE zum Boden des Tunnels. Dies bereitet zusätzliche  weitere Schwierigkeiten, insbesondere für Behinderte.

Praktisch kann das bedeuten: Kommt ein abwärts fahrender Zug mit brennender Lokomotive vor der Öffnung eines Rettungsstollens (Querschlag) zum Stehen kommt
 , so müssen sich die Reisenden zu Fuß bis zum nächsten Rettungsstollen im Abstand von bis zu 500 m bergaufwärts in einem aufsteigenden Luft-/Rauchstrom retten. Dabei könnte der sich entwickelnde Rauch die meisten Reisenden einholen. Da der Rauch hochgiftig ist und nach sehr kurzer Zeit zum Tode führt, besteht somit für viele Personen große Lebensgefahr!

Im Anhörungsbericht wird darauf hingewiesen ist, dass „der Gesetzgeber berufen ist, die wesentlichen Entscheidungen für die Abwägung festzulegen“
.  Dazu wird ausgeführt: 
„Unter Verweis auf die Ausführungen im Erörterungstermin (Seite 98 – 134 des Protokolls vom ersten Verhandlungstag) regt die Anhörungsbehörde daher auch an, außerhalb dieses Anhörungsverfahrens zu prüfen, ob das vorliegende Brandschutz- und Rettungskonzept, insbesondere bezüglich der erforderlichen Löschwasserversorgung, auch den Anforderungen der geänderten Richtlinie genügt und funktionsfähig ist“
. 
Das ist nicht anders als ein Hilferuf der Anhörungsbehörde, mit dem sie an das Eisenbahn-Bundesamt appelliert, sich bei der anstehenden Entscheidung  der weitreichenden Bedeutung dieses Problems bewusst zu sein und eine Lösung zu herbeizuführen.

Ergänzt wird die hier zum Ausdruck gebrachte Besorgnis dadurch, dass die im Planfeststellungsbeschluss vom 19.08.2012 mehrfach geforderte
 Zusammenarbeit der Stuttgarter Branddirektion und der Bahn in einer Arbeitsgruppe zur Erarbeitung eines Rettungskonzepts offenbar noch keine Ergebnisse gebracht hat. Schwierig ist  ganz offenbar die Lösung der vorstehend zitierten Problemfelder Entrauchung,  Löschwasserversorgung und technische Rettungseinrichtungen. Es ist ja schon seit längerer Zeit  bekannt, dass von 31 Anforderungen des Vorbeugenden Brand- und Gefahrenschutzes der Branddirektion (Stand Februar 2011) nur 15 in den Planfeststellungsbeschluss übernommen wurden. 

Die Maßnahmen zur Rettung im sog. „Havariefall“ sind daher absolut unzureichend.

2.2.3.7 Folgerungen
Die beantragte Planänderung für den Abschnitt 1.2 ist nicht genehmigungsfähig. Dafür sind im Wesentlichen die Gefährdung des Kernerviertels durch Setzungen und/oder Hangrutschungen, sowie die mangelnde Sicherheit im Tunnel maßgebend.

Die für eine Aufteilung der Planfeststellung in Abschnitte erforderliche positive Prognose für das gesamte Vorhaben ist nicht (mehr) gegeben, weil die Pläne für die Abschnitte 1.2 und 1.6b  noch nicht vorliegen und die beantragte Änderung des Grundwassermanagements durch den 7. Planänderungsantrag zu PFA 1.1  nicht genehmigungsfähig und damit die gesamte Planung im Abschnitt 1.1 hinfällig ist.

...................................................................................

Anlage 1: Gutachten Dipl.-Ing. Wolfgang Jakubeit
�	 Gemeint ist das Gutachten der WBI Professor Dr.-Ing W. Wittke Beratende Ingenieure für GRUNDBAU UND FELSBAU GmbH v. 09. 04. 2010 zum TVM-Vortrieb, vgl. Anhörungsbericht S. 18 Zeile Z der Tabelle auf S. 18 oben. 


�	 Siehe § 2 Abs. 1 der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung


�	 Anhörungsbericht S. 26 Nr. 5 und S. 36 Nr. 5.3.2


�	 Verwaltungsverfahrensgesetz


�	 S. 70


�	 S. 42.


�	 § 11 Abs. 1 Satz 2 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG)


�	 Pressemitteilung ÖPNV aktuell v. 01.10.2012; Stuttgarter Nachrichten v. 02-10-2012


�	 Siehe die Studie von Dr. Christoph Engelhardt, Hüterweg 12c, 85748 Garching, � HYPERLINK "http://www.wikireal.info/wiki/Stuttgart_21/Leistung"��http-//www.wikireal.info#3FC54F�, die zu demselben Ergebnis kommt. Vgl. auch Eisenbahn-Revue International Heft 6/11. Siehe auch das im September 2009 im Auftrag der DB von der Durth Roos Consulting GmbH Darmstadt erstattete Gutachten „Stuttgart 21 – Hauptbahnhof-Personenstromanalyse (Endzustand)“


�	 a.a.O., S. 158


�	 Mitteilung von Projektsprecher Dietrich, siehe Stuttgarter Zeitung v. 26.09.2012


�	 Stuttgarter Nachrichten vom 1.8.2012


�	 Stuttgarter Nachrichten vom 5.9.2012; Stuttgarter Zeitung v. 26.09.2012


�	 Verfügung vom 07. 09. 2012 ,Aktenzeichen GZ 32-21.2-1


�	 im Rahmen des Aktionstages „Potz Blitz, betrifft Stuttgart 21 auch mich?“


�	 Anlage Reg II 01b zur 7. Planänderung zu PFA 1.2


�	 Gutachten der ARCADIS Deutschland v. 19.3.2012 , Anlage Reg II 04 der Planfeststellungsunterlagen, S. 2. 


�	 Gutachterliche Stellungnahme der WBI Professor Dr.-Ing W. Wittke Beratende Ingenieure für GRUNDBAU UND FELSBAU GmbH v. 8.3.2012, Anlage Reg II 03g der Planfeststellungsunterlagen, S.3 unten


�	 a.a.O. Fußnote 18


�	  S. 38, Abschnitt 5.2.8.1


�	 Anlage Reg II 03g zur 7. Planänderung zu PFA 1.2 


�	 Vgl. die vom Regierungspräsidium Freiburg im Jahre 2005 herausgegebenen Studie „Ingenieurgeologische Gefahren in Baden-Württemberg“ (Bearbeiter: Peter Wagenplast), dort das Kapitel „Hebungen durch Mineralumwandlungen in anhydrit- und pyritführenden Gesteinen“, dabei insbesondere das am Fallbeispiel Wagenburgtunnel, S. 69,70. 


�	 S. 33 – 35.


�	 Siehe das Video bei � HYPERLINK "http://video.stuttgarter-nachrichten.de/"��http://video.stuttgarter-nachrichten.de� vom 12.09.2012


�	 � HYPERLINK "http://www.merkur-online.de/"��www.merkur-online.de� 18.09.2012; vgl betr. Cochem den TV-Beitrag der Landesschau-rp vo. 3. 10.2012, siehe http://www.swr.de/landesschau-rp/-/id/=122144/sdpgid=sdpgid709140nid=122144/did 010228455/1qmvlm9/index.html


�	 a.a.O., S. 3 unten


�	 a.a.O., S. 2, Abs. 3 und die Tabelle gem. Anlage 1 


�	 oberhalb der Jugendherberge an der Haußmannstraße neben der Erwin-Molt-Staffel


�	 vgl. Stuttgarter Zeitung v. 22.07.2009, dort der Kommentar „Taten statt Worte“; 


�	 siehe Flad (Bearbeiter),Protokoll (“Stichworte“) der Sitzung des Ausschusse für Umwelt und Technik (UTA) des Stuttgarter Gemeinderats v. 21.07.09.


�	 Siehe Fußnote 1 


�	 Anhörungsbericht, S.  55.


�	 Siehe 7. Antrag auf Änderung . . . vom 13.9.2011 ,Erläuterungsbericht Reg II 00, S. 2, Abs. 2 und 3, Hervorhebung hinzugefügt. 


�	 § 44, Abs. 1 VwVfG lautet: „(1) Ein Verwaltungsakt ist nichtig, soweit er an einem besonders schweren Fehler leidet und dies bei verständiger Würdigung aller in Betracht kommenden Umstände offensichtlich ist.“


�	 S. 38, Zeile 4


�	 S 33, Nr. 5.2.8.1


�	 S. 34, zweiter Spiegelstrich


�	 S. 38, Abschnitt B.2, 1. Abs., Z. 9/10


�	 S. 62, Z. 3


�	 S. 33, 34, 45, 


�	 Abschnitte 2.3.3.5 und 2.2.3.6


�	 S. 65, oben


�	 S. 40 ff; zum Rettungskonzept vgl. den Planfeststellungsbeschluss zum PFA 1.2 (Fildertunnel) v. 19.08.2005, S. 291 ff.


�	 Siehe Fußnote 37. Man geht allerdings heute bei Unfallszenarien auch schon von wesentlich höheren Wärmefreisetzungen aus, vgl. den in Fußnote 47 erwähnten Bericht „Brandschutz in Verkehrstunneln“, in dem über Brandereignisse mit einer Brandleistung von bis zu 100 MW  berichtet wird, siehe a.a.O., S. 79/80.


�	 Siehe Fußnote 37. Auf die Frage, ob  es richtig ist, nicht die Strecke vom Filderportal bis zum  Rosensteinpark als einen(Zahlwort) Tunnel mit einer Länge von14,85 km anzusehen, also nahe dem Wert (15 km), der für die Notwendigkeit einer Entrauchungsanlage maßgebend ist, ist ebenfalls hin zuweisen.


�	 Planfeststellungsbeschluss zum PFA 1.2 (Fildertunnel) v. 19.08.2005, S. 294


�	 Siehe www.ingenieure22.de


�	 a.a.O. (Fußnote 41), S. 294.  


�	 S. 65


�	 S. 65, Hervorhebung hinzugefügt


�	 Die Zusammenstellung hat in dankenswerter Weise Herr Dipl.-Ing. Hans Heydemann, Stuttgart, zur Verfügung gestellt.


�	 Vgl. dazu den vom Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen veranlassten und von der STVA/STUVAtec GmbH verfassten  Schlussbericht „Brandschutz in Verkehrstunneln“ vom Dezember 2000, der eine  ausführliche Darstellung einer Reihe von Tunnelbrände, deren Bewältigung und Folgen enthält.


�	 Wortprotokoll „Erörterungstermin 30. 1.12, S. 115. 


�	 Ereignisszenario gemäß Planfeststellungsbeschluss zum PFA 1.2 (Fildertunnel) v. 19.08.2005, S. 293





�	 S. 66, oben


�	 S. 66 unten


�	 S. 24 ,25, 299







